
In Deutschland gibt es eine Debatte über
Reformen in Betreuungseinrichtungen
für Kinder – endlich möchte man sagen.
Experten und Betroffene, also Eltern und
Erzieherinnen, monieren seit langem die
wachsende Kluft zwischen Anspruch
und Wirklichkeit in deutschen Kinder-
gärten und anderen Kindertageseinrich-
tungen.

Bei aller Unterschiedlichkeit der
Standpunkte und Kritikansätze gibt es
Übereinstimmung in einem zentralen
Punkt: Aufbewahren reicht nicht! 

„Kinder des vorschulfähigen Alters
nicht nur in Aufsicht zu nehmen, sondern
ihnen eine ihrem Wesen entsprechende
Betätigung zu geben; ihren Körper zu
kräftigen, ihre Sinne zu üben und den er-
wachenden Geist zu beschäftigen; [. . .] be-
sonders Herz und Gemüt zu leiten“, so
formulierte Friedrich Fröbel 1843 die bis
heute gültige Zielsetzung des Elementar-
bereiches, deren Geist bis ins KJHG weht.

Woran, so fragt man sich nun, liegt es
dann, dass Fröbels Heimat gemeinsam mit
Österreich im Vergleich zu den europä-
ischen Nachbarländern als Schlusslicht
geführt wird, wenn es um qualitative Ge-
sichtspunkte, um Bildungsansätze in der
frühen Kindheit, aber auch um die Frage
der Bedarfsgerechtigkeit aus Elternsicht
geht?

In Deutschland gilt nach wie vor die Be-
treuung durch die Mutter plus klassischer
Zuordnung des Vaters zur Ernährerfunk-
tion als das Nonplusultra: „Das Kind
gehört zur Mutter!“ Koste es, was es wolle
– zum Beispiel lange und kostspielige Aus-

bildungswege junger Frauen, brachlie-
gende Qualifikation angesichts eklatanten
Fachkräftemangels, Zerreißproben für be-
rufstätige Mütter, aber auch ursprünglich
auf Partnerschaft ausgerichtete junge
Paare, die zu Eltern geworden in die Tra-
ditionsfalle tappen – und scheitern; Kin-
der mit unsichtbaren Vätern und überlas-
teten Müttern, allein erziehend – auch in
so genannten „vollständigen“ Familien.
Nichts scheint den Deutschen zu teuer,
wenn es um die Konservierung der Mut-
terideologie geht. Vereinbarkeit erscheint
auf diesem Hintergrund nicht als Heraus-
forderung an eine partnerschaftliche Ar-
beitsteilung in Beruf und Familie mit ge-
meinsam praktizierter Erziehungsverant-
wortung von Vater und Mutter, sondern
als Problem uneinsichtiger Frauen, die das
Wesen wahrer Mütterlichkeit nicht er-
kannt haben. Öffentliche Kinderbetreu-
ung ist dann nur eine Notlösung wider
(vermeintlich) besseres Wissen. Ist das
wirklich so?

Die sicher notwendige Auseinander-
setzung mit den ideologischen Hemmnis-
sen beziehungsweise der Resistenz in den
Reihen der verantwortlichen Entschei-
dungsträger/innen für eine dringend er-
forderliche Reform der Kindertagesbe-
treuung ist jedoch nicht das Thema des
vorliegenden Beitrags. Hier soll erörtert
werden, warum Bildung in der frühen
Kindheit a) existenziell und b) eine gesell-
schaftliche Aufgabe ist, und was uns un-
sere europäischen Nachbarn dabei vor-
aus beziehungsweise an Anregungen zu
bieten haben.
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Eine angemessene Antwort auf die
Frage nach dem Stellenwert von Bildung
in der Kinderbetreuung kann nur gege-
ben werden, wenn man sich vor Augen
führt, was Kinder in ihren ersten Lebens-
jahren brauchen, um die Welt zu er-
schließen. Kinder sind wissbegierig, ex-
perimentierfreudig und aufgeschlossen.

Kinder in der Wissensgesellschaft
Ihre Neugierde und begeisterte Lernfä-
higkeit, ihr „verschwenderisches Ent-
wicklungspotenzial“ (D. Elschenbroich)
aufzugreifen und weiterzuentwickeln,
sie in emotionaler, kognitiver und sozia-
ler Hinsicht anzuregen definiert nicht nur
das genetische Lernprogramm der Kin-
der, sondern auch die Anforderungen an
Erwachsene im Umgang mit kleinen Kin-
dern. In keiner Lebensphase sind die Vor-
aussetzungen für die persönliche Ent-
wicklung so günstig, die Ausbildung von
Grundlagen so chancenreich wie in der
frühen Kindheit. Bildungsangebote ha-
ben zu dieser Zeit die besten Erfolgsaus-
sichten.

Die ersten „Lehrer“ des Kindes im oben
skizzierten Sinne sind in der Regel die El-
tern. Die Rahmenbedingungen für die
Wahrnehmung dieser Aufgaben in der Fa-
milie haben sich in den vergangenen Jah-
ren jedoch stetig verschlechtert. Nicht nur
sind die Anforderungen allgemein in vie-
len Bereichen gestiegen; die Tendenz zur
Ökonomisierung aller Lebensbereiche
setzt vor allem Familien unter Druck. Die
Lebensform Familie ist nur schwer mit den
stetig steigenden Anforderungen an Mo-
bilität und Flexibilität des Erwerbsberei-
ches vereinbar. Nur wenige Eltern sind auf
Grund der schlechten Vereinbarkeitsbe-
dingungen in der Lage, das Familienein-
kommen gemeinsam in Teilzeit zu erwirt-
schaften, um mehr Zeit für eine Erziehung
der Kinder erübrigen zu können. Die Zahl
der Alleinerziehenden nimmt ebenfalls
kontinuierlich zu, verbunden mit Voll-
zeiterwerb beziehungsweise Sozialhil-

feabhängigkeit. Die Folgen dieser Ent-
wicklungen sind immer häufiger eine
prekäre Einkommenssituation von Fami-
lien und problematische soziale Entwick-
lungsbedingungen für Kinder.

Standortvorteil für Kommunen
Die Begrenzung der elterlichen Möglich-
keiten, ihre Kinder zu fördern und zu sti-
mulieren, wird vor diesem Hintergrund
nur zu deutlich. Damit steigt die gesell-
schaftliche Verantwortung, in familiener-
gänzenden Einrichtungen die erforderli-
chen Impulse zu geben und auf diesem
Wege auch sozialpolitische Prävention
im wohlverstandenen Eigeninteresse zu
leisten. Denn unbestritten gibt es ein ge-
sellschaftliches Interesse an gut vorberei-
teten jungen Menschen, deren Bedeutung
mit der demographischen Stagnation
wächst. Vor allem in der Kommunalpoli-
tik setzt sich diese Einsicht immer mehr
durch; denn die kommunalen Haushalte
haben zunehmend mit ansteigenden So-
zialhilfebudgets zu kämpfen, suchen
nach Präventionsinstrumenten und fin-
den sie immer öfter in einer systema-
tischen Politik der Familien- und Kin-
derfreundlichkeit ihrer Gemeinde oder
Stadt. Eine gute Kinderbetreuungsstruk-
tur erweist sich dabei als nachhaltige
Investition in die Zukunftsfähigkeit der
Gemeinde.

Die Ernsthaftigkeit gesellschaftlicher
Verantwortung lässt sich also vor allem
an ihrer Bereitschaft messen, Eltern in
ihren Aufgaben durch die Dienstleistung
hochwertiger Kinderbetreuungseinrich-
tungen bei der Vereinbarkeit von Erwerb
und Erziehung zu unterstützen. Eine
Aufspaltung des Erziehungssektors in öf-
fentliche Einrichtungen einerseits, die aus
Kostengründen auf niedrigem Niveau ar-
beiten, und private Angebote mit hohem
Anspruch und ebensolchen Gebühren an-
dererseits für eine dünne Schicht wirt-
schaftlich potenter Eltern muss unbe-
dingt vermieden werden. Vor diesem
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Hintergrund sind auch Ansätze, die mehr
Markt für den Betreuungssektor fordern,
kritisch zu hinterfragen.

Zunehmend wichtiger wird die Inte-
gration von Eltern in die Arbeit der Ein-
richtungen: Eltern sollen ihre Kinder  nicht
nur an der Tür abgeben, sondern gemein-
sam mit den Erzieherinnen den Entwick-
lungsprozess ihrer Kinder gestalten. El-
tern werden damit nicht auf einen „Kun-
denstatus“ reduziert, sondern durch ihre
Kinder ebenfalls Zielgruppe der Einrich-
tung. Auch für Eltern gilt schließlich das
Motto: „Erziehung setzt die eigene per-
sönliche Entwicklung voraus“!

Alles in allem sollte es in unserer „Wis-
sensgesellschaft“ selbstverständlich sein,
das Potenzial der frühen Kindheit aufzu-
greifen und zu fördern, um der zuneh-
menden Notwendigkeit des lebenslangen
Lernens eine hinlängliche Basis zu ver-
schaffen.

Orientierung durch Bildung
Nicht nur im Hinblick auf die Grundle-
gung der Lernfähigkeit im kognitiven
Sinne – zu lernen, wie man lernt – ist ein
möglichst früher Bildungseinstieg wün-
schenswert, sondern auch auf Grund der
fortschreitenden Individualisierung, die
den Menschen zunehmend die eigenver-
antwortliche Bewältigung zahlreicher
Umbrüche in allen Lebensbereichen ab-
nötigt. Traditionelle Lebensentwürfe in
den gewohnten Bahnen werden zuneh-
mend zur Ausnahmeerscheinung wer-
den, Neuorientierungen und Umlernen
in Beruf und Privatleben notwendig sein.
Bildung bedeutet also vor allem Orientie-
rung unter sich ständig wandelnden Be-
dingungen. Was ist jedoch die Regel trotz
der sich abzeichnenden und sich ständig
verschärfenden Lebensbedingungen in
der Wissensgesellschaft? Die ersten sechs
bis sieben Jahre verstreichen, ohne dass
Kinder in Deutschland mit wichtigen Bil-
dungserfahrungen und -inhalten in
Berührung gekommen wären. Bildung

beginnt in Deutschland, gleichgesetzt mit
Schule, wenn die entwicklungsreichsten
Jahre vorbei sind. Lernen, auf Leistungs-
ansprüche reduziert, erscheint als etwas,
das man möglichst aus der frühen Kind-
heit heraushalten, auf den früh genug be-
ginnenden Ernst des Lebens verschieben
sollte; als Zumutung im Paradies der
Kindheit.

„Schenkt den Kindern noch ein Jahr,
lasst sie noch spielen“, wird Eltern entge-
gengehalten, die ihren Kindern einen
früheren Schuleinstieg ermöglichen wol-
len. Als wenn vor der Schule nicht gelernt,
in der Schule nicht mehr gespielt würde!
Diese scharfe – und alles andere als sinn-
volle – Abgrenzung zwischen Elementar-
und Primarbereich hat zweifellos dazu
beigetragen, dass die Schulreife vieler
Sechsjähriger bezweifelt werden muss.

Fatalerweise wurde bislang die De-
batte um Defizite des Bildungssystems
nur an den Schul- und Hochschulbereich
geknüpft.

Bildung von Anfang an
Zeit also, den auch im KJHG festgeschrie-
benen Bildungsauftrag zu definieren und
auszufüllen. Bislang wurden kaum Maß-
nahmen getroffen, um den Gleichklang
von Betreuung, Erziehung und Bildung si-
cherzustellen. Der Schwerpunkt liegt nach
wie vor – verstärkt durch die Einführung
des individuellen Rechtsanspruches auf
einen Kindergartenplatz – bei der Beauf-
sichtigung und Betreuung der Kinder.

Bei einer grundlegenden Reform sol-
len nach einhelliger Empfehlung der ele-
mentarpädagogischen Experten nicht
Lehrpläne und Strukturen im Mittel-
punkt stehen, sondern die Erzieherinnen.
Folglich ist eine zentrale Forderung bei
der Fortentwicklung des Kinderbetreu-
ungsbereichs verstärkte Professionalisie-
rung, die Reform der Erzieherinnenaus-
bildung. Ihr Gelingen ist entscheidend für
die Bildungsqualität in deutschen Kin-
derbetreuungseinrichtungen.
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Ausgebildet an Fachschulen mit nied-
rigen Zugangsbedingungen, „fern von
Kunst und Wissenschaft“ (D. Elschenbro-
ich), werden in Deutschland bislang
junge Frauen in den Beruf der Kinder-
gärtnerin gelenkt, die selbst keine guten
Bildungserfahrungen gemacht haben. In
den vergangenen Jahrzehnten haben sich
die Beschäftigten des Berufsfeldes ver-
vierfacht, das zu 95 Prozent von Frauen
ausgeübt und schlecht bezahlt wird: Le-
diglich zwei Drittel eines Grundschulleh-
rergehalts sind zu verdienen. Ein typi-
scher Frauenberuf eben. Auf Grund der
deutschen Ausbildungsordnung können
sie ihren Beruf – mit Ausnahme Öster-
reichs – in keinem europäischen Nach-
barland ohne Nachqualifizierung aus-
üben. Dies ist kein sonderlich motivieren-
der Befund. Die Zunft ist in Aufruhr: Ihr
ist bekannt, dass das deutsche Bildungs-
system im internationalen Vergleich
schwach abschneidet; sie sieht sich unter
Druck, hohen Erwartungen ausgesetzt,
ohne aber eine entsprechende Vorberei-
tung beziehungsweise kontinuierliche
Weiterbildung zu erhalten, pädagogisch
vertretbare Arbeitsbedingungen vorzu-
finden oder einen entsprechenden Status
genießen zu können.

Zugangsbedingungen, Ausbildung
und Honorierung – ein aufschlussreiches
Wechselverhältnis – legen schonungslos
offen, welch geringe Bedeutung öffentli-
cher Kinderbetreuung in Deutschland
beigemessen wird.

Im europäischen Vergleich 
Bei allen Unterschieden zwischen den
EU-Ländern gibt es eine auf alle zutref-
fende Erscheinung: In einem ersten
Schritt wurden auf Grund eines gesell-
schaftlichen Bedarfs Einrichtungen ge-
schaffen und erst anschließend die Frage
nach der Qualifikation des Personals ge-
stellt. So sind im Laufe der letzten Jahr-
zehnte verschiedene Formen der institu-
tionalisierten Kinderbetreuung entstan-

den sowie unterschiedliche Berufsgrup-
pen. Dabei kommt den Einrichtungen für
Kinder im Vorschulalter in allen EU-Län-
dern wesentlich mehr Gewicht zu als der
außerschulischen Betreuung von Schul-
kindern; sowohl quantitativ hinsichtlich
der Anzahl der betreuten Kinder als auch
qualitativ im Sinne der Entwicklung und
Durchsetzung pädagogischer Konzepte
(Oberhuemer/Ulich).

Das Konzept des entwicklungsför-
dernden Kindergartens als Lern- und Ent-
wicklungschance für alle Kinder – nicht
nur für bedürftige! – wird überwiegend
nur für die Altersgruppe der Drei- bis
Sechsjährigen angewendet. Für Kinder
von null bis zwei Jahren sind in den meis-
ten Ländern nach wie vor die sozialen
Behörden zuständig; allerdings setzt sich
auch hier zunehmend ein stärkerer
pädagogischer als sozialfürsorgerischer
Ansatz durch. Im Wesentlichen gibt es
also zwei voneinander getrennte Systeme
in Belgien, Frankreich, Italien, Luxem-
burg, den Niederlanden, Portugal, Grie-
chenland und Spanien.

Demgegenüber entspricht die däni-
sche Erziehungspolitik dem Konzept ei-
ner qualitativ hochwertigen Erziehung
und Betreuung für alle Altersgruppen;
die außerfamiliale Erziehung wird als
Lern- und Entwicklungschance verstan-
den und von einer vergleichsweise höher
ausgebildeten Fachkraft versehen. 

Ein positiver Nebeneffekt der Ein-
richtung des Ausbildungsgangs zum
paedagog in Dänemark ist die große Reso-
nanz auch bei Männern. Von Experten
wird seit langem ein höherer Anteil (Ziel-
marke sind derzeit zwanzig Prozent)
männlicher Erzieher nachdrücklich ge-
fordert, um vor allem Jungen auch männ-
liche Bezugspersonen an die Seite zu stel-
len. Oft genug fehlen ihnen Vorbilder des
eigenen Geschlechts durch verbreitete
Väterabwesenheit – mit unübersehbar
nachteiligen Folgen für ihre Entwicklung.
Die Schaffung von Anreizen für das Prak-
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tizieren neuer Männerbilder gehört im
Erziehungssektor zu den wichtigsten ge-
sellschaftspolitischen Aufgaben, um die
Engführung traditioneller Geschlechts-
rollen zu durchbrechen.

Dieser Ansatz wird mittlerweile auch
von anderen skandinavischen Ländern,
in Teilen Norditaliens und seit der Bil-
dungsreform von 1990 auch in Spanien
praktiziert; hier wird zum Beispiel eine
Qualifikation als „Lehrer für frühkindli-
che Erziehung“ verlangt. Zudem ist Spa-
nien das erste europäische Land in der
EU, das den Betreuungssektor dem Bil-
dungsressort zugeordnet hat.

In den skandinavischen Ländern ist
der pädagogisch fundierte Ansatz kombi-
niert mit einem Rechtsanspruch auf einen
öffentlich geförderten Betreuungsplatz,
zum Beispiel in Schweden ab achtzehn
Monaten für Eltern in Ausbildung oder
Studium. Auch in Finnland gilt dieser An-
spruch bereits seit 1990 und ist als Reak-
tion auf die steigende Erwerbstätigkeit
von Müttern und Missstände in der pri-
vaten Tagespflege zu werten.

Im Wesentlichen lassen sich die vielen
europäischen Unterschiede an zwei Kon-
zepttypen festmachen: die Vorschule und
die Kindertagesstätte. Beide Typen haben
dabei ihre gemeinsame Wurzel im Kon-
zept des Kindergartens als Lern- und Ent-
wicklungsinstitution für Kinder zur
ganzheitlichen, sozial-emotionalen und
kognitiven Förderung durch das Spiel. In
den Ländern Belgien, Frankreich, Italien,
Irland, Luxemburg, Niederlande, Spa-
nien und seit 1997 auch Schweden ist die
vorschulische Erziehung in den Bil-
dungssektor integriert und heißt auch
Vorschule, mit Einschränkung auch in
Griechenland, Großbritannien und Por-
tugal. In Dänemark, Deutschland, Finn-
land und Österreich ist sie Teil des Wohl-
fahrtssystems und als Kindertagesstätte
zu verstehen. In Portugal und Griechen-
land laufen beide Systeme parallel; es gibt
also ein duales Angebot.

Wichtigstes Unterscheidungskriteri-
um bleibt die Bedeutung des Bildungs-
aspekts, da in den Ländern des Vorschul-
systems Bildung als staatliche Aufgabe
aufgefasst und die vorschulischen Ange-
bote damit für Eltern gebührenfrei sind;
zudem liegt die Versorgungsquote bei
fast hundert Prozent zumindest für Vier-
bis Fünfjährige. Das sozialpflegerische
Modell wird von den Gemeinden und
freien Trägern versehen, die Verwaltung
wird vor Ort betrieben, die Versorgungs-
quote liegt niedriger, und die Eltern
zahlen sozial gestaffelte Beiträge. Die
Kindertagesstätte versteht sich zudem
mehr als familienergänzende, gemeinwe-
senorientierte Einrichtung und ist stärker
auf das familiäre und soziale Umfeld des
Kindes ausgerichtet; sie hat damit den
Anspruch, das individuelle, kindbezo-
gene Bildungsangebot mit Elementen der
Betreuung, Sozial- und Gemeindearbeit
zu verbinden.

In den vergangenen Jahren haben sich
die beiden Typen in ihrer Konzeptionie-
rung sehr angenähert, sodass es zu einer
stärkeren Verbindung familien- und ge-
meinwesenorientierter Betreuungs- und
Erziehungskonzepte auf der einen sowie
mehr auf Bildung und Chancengleichheit
ausgerichtete Ansätze auf der anderen
Seite gekommen ist. Diese Verbindung
spielt vor allem in der Gestaltung des
Übergangs zur Schule eine große Rolle; es
gibt das Bemühen, einen eher gleitenden
Übergang zu schaffen, was zum Beispiel
in Belgien und Frankreich zur Praxis sys-
tematischeren Lernens zu einem früheren
Zeitpunkt geführt hat.

In Deutschland und Österreich gibt es
die traditionelle Grenzziehung zwischen
den beiden Altersstufen null bis drei und
drei bis sechs Jahre, wobei die Einrichtun-
gen für Kinder unter drei Jahren wenig
entwickelt sind, die Versorgungsquote
sehr niedrig und die außerfamiliale Be-
treuung dieser Altersgruppe gesellschaft-
lich wenig akzeptiert ist. Sie wird – ge-
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genüber dem Kindergartenkonzept –
nicht als Lernchance für Kinder definiert.
Die politische Diskussion findet lediglich
unter dem Vorzeichen der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf statt. Gleichzeitig
ist der Kindergarten, ursprünglich als Bil-
dungseinrichtung konzeptioniert (außer
im Saarland und Rheinland-Pfalz), nicht
dem Bildungsbereich zugeordnet. 

Reformdruck in Deutschland
In einer Selbstverpflichtung, die 1996 von
allen EU-Ländern unterzeichnet wurde,
haben sich die Mitgliedstaaten auf die
Einhaltung von Mindeststandards in Ein-
richtungen für kleine Kinder festgelegt.
Die angestrebten Ziele sollten von den
Unterzeichnern im zeitlichen Rahmen
von zehn Jahren, also bis 2006 umgesetzt
werden. Derzeitiger Stand ist, dass bis auf
Deutschland und Österreich alle Teilneh-
mer der Selbstverpflichtung nachgekom-
men sind, wobei sich als entscheidendes
Hindernis die Reform der Erzieherinnen-
ausbildung erweist. Zuletzt wurde 1999
in Italien die bereits 1990 gesetzlich
grundgelegte Anhebung der Ausbildung
auf Universitätsniveau umgesetzt.

Insgesamt entspricht diese Anhebung
des formalen Ausbildungsniveaus sowie
die Verlängerung der Ausbildung einem
gesamteuropäischen Trend, der die ge-
wachsene gesellschaftliche Akzeptanz
und die zunehmende Bedeutung von
Betreuungseinrichtungen widerspiegelt.
Beispielhaft wird die schwedische Aus-
bildung zur Vorschulpädagogin hervor-
gehoben, die neben Praktika grundle-
gende theoretische Ansätze zu Pädago-
gik, Soziologie und Entwicklungspsy-
chologie mit der Aneignung praktischer
Kompetenzen verbindet, zum Beispiel im
musischen Bereich, zum Umweltschutz
oder aktuellen gesellschaftlichen The-
men. Auch wird die internationale Per-
spektive, die europäische Dimension ein-
gebunden. So sind Auslandspraktika –
wie auch in Dänemark – fester Bestand-

teil der Regelausbildung; seit 1995 ist es
zudem möglich, einen internationalen
Studiengang in Frühpädagogik zu absol-
vieren.

Die Ausbildung an Universitäten ist
auch deshalb vorteilhaft, weil die Lehr-
kräfte ihre Studenten in Forschungsvor-
haben einbeziehen können – Innovation
und Erneuerung innerhalb des Berufs-
feldes ist dann unmittelbarer zu ver-
wirklichen. Insbesondere die anwen-
dungsorientierte Forschung und Ent-
wicklungsarbeit führt in Deutschland
und Österreich jedoch ein Schattenda-
sein. Besonders nachteilig ist bereits
heute für deutsche Erzieherinnen die In-
kompatibilität ihrer Ausbildung mit den
Ordnungen und dem formalen Niveau
der europäischen Nachbarstaaten; sie
unterbindet anregende Erfahrungen mit
Bildungsgängen anderer Länder sowie
fachlich wünschenswerte Kooperationen
zwischen Ausbildungsinstitutionen mit
unterschiedlichen fachlichen Schwer-
punkten in Grenzgebieten und verstößt
damit gegen die Forderung nach Freizü-
gigkeit im europäischen Binnenmarkt. 

Es bleibt abzuwarten, wann auch die
deutschen Entscheidungsträger, die auf
Grund der föderalen Zuständigkeiten
überwiegend auf Landesebene sitzen,
ihre Blockadehaltung gegenüber den
dringend gebotenen Reformen aufgeben
und damit die Isolation Deutschlands
(neben Österreich) im europäischen Kon-
text der Kinderbetreuung beenden. Eine
Überarbeitung der derzeitigen Zustän-
digkeiten verbunden mit einer Deregulie-
rung und Entflechtung der Zuwendungs-
und Finanzierungswege scheint unum-
gänglich. Ob der saarländische Weg sich
letztlich durchsetzen wird, bleibt abzu-
warten. In jedem Fall hat er für die not-
wendige Belebung der deutschen Diskus-
sion über die Perspektiven der Fortent-
wicklung von Betreuung, Erziehung und
Bildung in Kindertageseinrichtungen ge-
sorgt.
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